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Liebe Leserinnen und Leser, 

 

Russland setzt weiterhin Energie als Waffe ein. Die Folgen sind 

explodierende Strom- und Gaspreise, die viele Menschen auch 

in Deutschland finanziell überfordern und unsere industrielle Ba-

sis und unsere Arbeitsplätze gefährden. Darauf haben wir rea-

giert und zielgenaue Maßnahmen für Bürger:innen und Unter-

nehmen auf den Weg gebracht. Mit drei Entlastungspaketen in 

Höhe von fast 100 Milliarden Euro unterstützen wir vor allem die-

jenigen, die es am nötigsten haben, Geringverdiener:innen, So-

zialhilfeempfänger:innen, Rentner:innen und Studierende. Um 

die Stromkosten für Haushalte zu dämpfen, bereiten wir eine 

Strompreisbremse vor. Wir werden sie finanzieren, indem wir die 

im Zuge der Krise entstandenen Zufallsgewinne einiger Energie-

unternehmen abschöpfen. 

Parallel spannen wir einen Abwehrschirm gegen die Folgen des 

Krieges auf. Insgesamt 200 Milliarden Euro stellen wir dafür be-

reit. Mit dem Geld wollen wir unter anderem eine Gaspreis-

bremse sowie eine Einmalzahlung für Haushalte und wirtschaft-

liche Hilfen für Unternehmen finanzieren.  

In dieser Woche haben wir zudem eine der größten Sozialrefor-

men der vergangenen 20 Jahre auf den Weg gebracht: Das 

neue Bürgergeld. Wer den Job verliert, muss sich keine Sorgen 

machen, auch die Wohnung oder das Ersparte zu verlieren. 

Denn in den ersten zwei Jahren werden weder Wohnung noch 

Vermögen angetastet. Auch die Regelsätze werden deutlich er-

höht und künftig früher an die Inflation angepasst. Außerdem 

wird der Zugang zu Weiterbildungen verbessert.  

Last but not least haben wir in dieser Woche die Reform des 

Wohngeldes beraten. Wir werden den Kreis der Anspruchsbe-

rechtigten erheblich ausweiten. Künftig erhalten zwei Millionen 

Haushalte Wohngeld, also drei Mal so viele wie bisher. Das 

neue Wohngeld-Plus enthält nun auch eine dauerhafte Heizkos-

ten-Komponente, um die hohen Heizkosten abzufedern. Unab-

hängig davon wollen wir Mieter:innen besser davor schützen, 

wegen Zahlungsrückständen ihre Wohnung zu verlieren.  

 

Ihre 
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es eigentlich nicht wich-

tig ist, wie und wann 

Menschen körperlich 

aktiv sind. Hauptsache, 

sie sind aktiv! 

Infos zum runden Tisch 

gibt es hier. 

Gemeinsam wird erörtert, wie Bewegung und aktiver Le-

bensstil bei allen Menschen sektorenübergreifend geför-

dert werden kann. Unser Ziel ist, mehr Menschen in Be-

wegung zu bringen. Kinder, Jugendliche, Erwachsene 

und Ältere. Das Schöne an dem Thema ist, dass es 

Bilder 
der Woche 
 

Zitat 
der Woche 

 

 

 

Lage der Fraktion 
- der Podcast 
Die SPD-Fraktion gibt es auch zum Hören. Die  
„Lage der Frakt ion“ ist die sozialdemokratische 
Gesprächsrunde zur Bundespol it ik:  Was haben 
wir vor? Was bringen wir voran? Und wo hakt  
es viel leicht auch noch? In meinem Newsletter  
stel le ich Ihnen die jeweils neueste Folge vor .  
 
 

 

Wer reinhören will: Zum Podcast geht es hier oder mit 

einem Klick aufs Bild! 

Fotos: Büro Dittmar/Markus Giesecke 

Die Musikkapelle Mühlbach aus meinem Wahlkreis 

hatte sich in der vergangenen Woche auf den Weg 

in die Hauptstadt gemacht und dabei auch den Deut-

schen Bundestag besucht.Ich hoffe, der Besuch auf 

der Kuppel und die Diskussion mit meinen Mitarbei-

tern hat ihnen Spaß gemacht. 

Foto: BMG/Jan Pauls 

Am Montag fand in Berlin die Autaktveran-

staltung des „Runden Tisch Bewegung und 

Gesundheit“ statt, der vom Bundesgesund-

heitsministerium initiiert wurde. Er bringt die 

maßgeblichen Akteure zusammen, um  

Bewegung in Deutschland zu stärken. 

Foto: BMG/Jan Pauls 

mailto:sabine.dittmar@bundestag.de
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Bürgergeld 

 

Bye bye Hartz IV 
 

Der Bundestag hat das neue Bürgergeld 

auf den Weg gebracht. Damit wird Hartz IV 

abgelöst. Damit erhalten Arbeitslose mehr 

Sicherheit - und bessere Vermittlung in Ar-

beit. 

 

Bürgergeld statt Hartz IV: Ab 1.1. 2023 soll 

das neue Bürgergeld die alte Grundsicherung 

ersetzen. Damit vollzieht sich 20 Jahre, nach-

dem die Hartz-Kommission ihren Bericht zur 

Arbeitsmarktreform vorlegte, der als Grund-

lage für die tiefgreifenden Hartz-Reformen 

diente, ein fundamentaler Wandel des So-

zialstaats. 

 

Kein Absturz nach zwölf Monaten 

Während im Hartz-IV-System Menschen, die 

arbeitslos wurden, nach zwölf Monaten Ar-

beitslosengeld-Bezugs mit dem Eintritt in die 

Grundsicherung ihre Vermögen auflösen und 

ihren Wohnraum verlassen mussten, wenn 

dieser nicht "angemessen", also etwa zu groß 

war, wird mit dem Bürgergeld eine Karenz-

zeit von zwei Jahren eingeführt. In dieser 

Zeit werden die tatsächlichen Kosten für 

Unterkunft und Heizung übernommen. 

Und das Ersparte muss nicht aufge-

braucht werden - sofern es sich nicht um er-

hebliches Vermögen handelt. Als erheblich 

gelten 60.000 Euro für die leistungsberech-

tigte Person und 30.000 Euro für jede weitere 

Person in der Bedarfsgemeinschaft. Bei einer 

vierköpfigen Familie wären dadurch zum Bei-

spiel 150.000 Euro Erspartes geschützt. 

 

Die Freibeträge für die Bürgergeldbezie-

henden werden angehoben. Und auch ab 

dem dritten Jahr im Leistungsbezug werden 

bei Wohneigentum größere Wohnflächen als 

bisher anerkannt und freigestellt. Es werden 

mehr Vermögensgegenstände als bisher voll-

ständig freigestellt. So sind zum Beispiel bei 

Selbstständigen künftig alle Versicherungs-

verträge, die der Alterssicherung dienen, bis 

zu einer gesetzlich bestimmbaren Höhe nicht 

als Vermögen zu berücksichtigen. 

 

Damit gibt das Bürgergeld den Menschen, die 

ihren Job verlieren, mehr Sicherheit, sie 

stürzen nicht schon nach zwölf Monaten ab, 

sondern sie haben weitere Jahre, in denen 

sie in Ruhe nach Arbeit suchen und sich auch 

neu qualifizieren können, ohne dem Stress 

ausgesetzt zu sein, die Ersparnisse aufbrau-

chen, umziehen oder einen schlechteren Job 

annehmen zu müssen.  

 

Ausbildung vor Aushilfsjobs 

Zumal mit dem neuen Bürgergeld auch die 

Vermittlung in eine passende Arbeit im Mittel-

punkt steht. Das Bürgergeld unterstützt mehr 

als bisher auf dem Weg in langfristige, 

nachhaltige Beschäftigung statt auf 

schnelle Vermittlung zu setzen.  

Die bisherige Eingliederungsvereinbarung 

wird durch einen Kooperationsplan ohne 

Rechtsfolgenbelehrung abgelöst – ein „roter 

Faden“ im Eingliederungsprozess –, der zwi-

schen Leistungsberechtigten und Jobcentern 

erarbeitet wird. Sobald ein erster gemeinsa-

mer Kooperationsplan erarbeitet ist, gilt 

eine sechsmonatige Vertrauenszeit, in der 

keine Rechtsfolgen bei Pflichtverletzungen 

eintreten. Nach der Vertrauenszeit werden 

diese Pflichten rechtlich verbindlich durch 

Aufforderungen mit Rechtsfolgenbelehrun-

gen festgelegt, wenn Absprachen zu Mitwir-

kungshandlungen nicht eingehalten werden. 

 

Der Vermittlungsvorrang, also die Vermitt-

lung in Jobs – mitunter auch Hilfstätigkei-

ten –, wird abgeschafft, um insbesondere 

Geringqualifizierte auf dem Weg zu einer Be-

rufsausbildung zu unterstützen oder zielge-

richtete Weiterbildung zu ermöglichen. Mitt-
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lerweile werden händeringend gut ausgebil-

dete Arbeits- und Fachkräfte gesucht. Des-

wegen soll mit dem Bürgergeld auch die be-

rufliche Weiterbildung stärker gefördert wer-

den: Wer sich für eine Ausbildung oder Um-

schulung entscheidet, soll intensiver unter-

stützt werden. Der Grundsatz "Ausbildung 

vor Aushilfsjob" gilt künftig noch stärker. Es 

ist auch Coaching oder ein monatliches Wei-

terbildungsgeld in Höhe von 150 Euro vorge-

sehen. Wenn Leistungsberechtigte an einer 

Maßnahme teilnehmen, die für eine nachhal-

tige Integration in den Arbeitsmarkt beson-

ders wichtig sind, erhalten sie einen Bürger-

geld-Bonus von 75 Euro. 

 

Höhere Regelsätze 

Mit der Einführung des Bürgergelds wird 

der Regelsatz um etwa 50 Euro erhöht und 

künftig schneller an die Inflation angepasst, 

um Preissteigerungen besser abzubilden. 

Die zentralen Punkte im Überblick: 

 Weniger Leistungskürzungen durch 

Sanktionen 

 Besserer Schutz für Erspartes, Woh-

nung, Altersrücklagen 

 Coaching und Fokus auf neue Chan-

cen durch Qualifizierung 

 Mehr Bürgerfreundlichkeit und weni-

ger Bürokratie 

 Höhere Regelsätze, Weiterbildungs-

geld und die Entfristung der Weiterbil-

dungsprämie 

 Keine Vermittlung in unpassende oder 

kurzlebige Jobs. Ziel: langfristige In-

tegration in den Arbeitsmarkt 

 

„Die Einführung des Bürgergeldes zum 1.1. 

wird eine der größten Sozialreformen seit 20 

Jahren sein“, sagt Bundesarbeitsminister 

Hubertus Heil im Bundestag. „Es geht nicht 

nur um die Menschen, die auf Hilfe angewie-

sen sind, denen wir das Leben ein Stück 

leichter machen wollen, es geht um den sozi-

alen Zusammenhalt und deshalb sage ich: 

Das Bürgergeld bedeutet Grundsicherheit für 

unser ganzes Land.“ 

 

Martin Rosemann, arbeitsmarktpolitischer 

Sprecher der SPD-Fraktion: 

„In dieser Woche beraten wir in erster Lesung 

über das Gesetz für das neue Bürgergeld, da-

mit es wie geplant im Januar 2023 in Kraft tre-

ten kann. Wir werden damit die Grundsiche-

rung entscheidend reformieren und lassen 

Hartz IV hinter uns. Bürgergeld heißt: mehr 

Sicherheit und Respekt vor Lebensleistung. 

Niemand soll sich dafür schämen müssen, 

auf die Unterstützung der Jobcenter zurück-

zugreifen. 

 

Bürgergeld heißt zugleich individuelle Befähi-

gung und nachhaltige Integration. Die Ver-

besserungen für die Arbeitssuchenden - etwa 

die Erhöhung der Regelsätze, die Karenzzei-

ten oder höhere Freibeträge beim Hinzuver-

dienst - werden dafür sorgen, dass sie sich 

auf die Jobsuche konzentrieren können. 

Langzeitarbeitslose werden in Zukunft in stär-

kerem Maße individuell und potenzialorien-

tiert unterstützt. 

 

Wir stärken auch die der Weiterbildung. So 

soll gezielt das Potenzial der Menschen, um 

die es hier geht, für die Bekämpfung des 

Fach- und Arbeitskräftemangels genutzt wer-

den. Damit die Jobcenter diesen Anforderun-

gen gerecht werden können, bauen wir zu-

dem Bürokratie ab - etwa durch eine Bagatell-

grenze für Rückforderungen von Kleinstbeträ-

gen.“ 
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Abwehrschirm 

 

Die Gaspreisbremse 

kommt 
 

Die Ampel-Fraktionen haben den Abwehr-

schirm über 200 Milliarden Euro auf den 

Weg gebracht, der auch eine Gaspreis-

bremse finanzieren sollen. Dazu gibt es 

nun konkrete Vorschläge. 

 

Russland setzt weiterhin Energie als Waffe 

ein. Die Folgen sind explodierende Strom- 

und Gaspreise, die viele Menschen auch in 

Deutschland finanziell überfordern und un-

sere industrielle Basis und Arbeitsplätze ge-

fährden. 

 

Deshalb will die Ampel-Koalition einen Ab-

wehrschirm gegen die Folgen des Krie-

ges aufspannen. Insgesamt 200 Milliarden 

Euro sollen dafür bereitgestellt werden. Am 

Freitag wurde das für die Finanzierung not-

wendige Gesetz erstmals im Bundestag bera-

ten und somit auf den Weg gebracht. 

 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung 

sieht die Reaktivierung und Neuausrich-

tung des Wirtschaftsstabilisierungs-

fonds (WSF) vor. Ziel ist es, ihn um einen 

weiteren Zweck zur Abwehr schwerer wirt-

schaftlicher Schäden durch die krisenhafte 

Entwicklung auf den Energiemärkten zu er-

weitern. Zudem soll eine Kreditermächti-

gung in Höhe von 200 Milliarden Euro im 

Jahr 2022 geschaffen werden. 

 

Ein wichtiger Zweck dieses Schirms ist die Fi-

nanzierung von Maßnahmen, die die Ener-

giepreise senken, wie auch eine Gaspreis-

bremse. Dazu hat eine Expertenkommission 

am vergangenen Dienstag konkrete Vor-

schläge gemacht. 

Sie schlägt ein zweistufiges Verfahren vor: 

In einem ersten Schritt soll der Staat die Ab-

schlagszahlungen für Gas- und Fernwärme-

kunden für Haushalte und kleine Unterneh-

men diesen Dezember übernehmen.  

 

In einem zweiten Schritt soll für Haushalte 

und kleinere Unternehmen ab Anfang März 

2023 bis mindestens Ende April 2024 

eine Gas- und Wärmepreisbremse greifen. 

Diese sieht für eine Grundmenge an Gas ei-

nen staatlich garantierten Bruttopreis inklu-

sive aller auch staatlich veranlassten Preisbe-

standteile von 12 Cent pro Kilowattstunde 

vor. Oberhalb dieses Kontingents sollen 

Marktpreise gelten. 

 

Das Grundkontingent soll bei 80 Prozent 

des Verbrauchs liegen, der der Abschlags-

zahlung für September 2022 zugrunde lag. 

Für Fernwärmekunden soll eine Wärmepreis-

bremse kommen. Analog zum Gaspreis soll 

es hier einen garantierten Bruttopreis von 9,5 

Cent pro Kilowattstunde Fernwärme geben, 

wiederum für ein Grundkontingent von 80 

Prozent des Verbrauchs. 

 

Für die Industrie soll die Gaspreisbremse 

bereits ab Januar 2023 gelten. Insgesamt be-

läuft sich das Entlastungsvolumen durch 

diese Vorschläge auf rund 96 Milliarden 

Euro. 

 

„Die Vorschläge der Expertenkommission 

sind eine gute Grundlage für die nun not-

wendigen Beratungen in Regierung und 

Parlament“, sagte SPD-Fraktionsvize Matt-

hais Miersch. "Eine Mischung aus schnell-

wirksamen und systemischen Eingriffen ist 

genau das, was die SPD-Fraktion schon in ih-

rer Klausurtagung in Dresden gefordert hat." 

Entscheidend sei, dass die Bürgerinnen und 

Bürger sowie Unternehmen schnell Sicher-

heit bekommen und noch dieses Jahr ent-

lastet werden, so Miersch. Im Zuge der parla-

mentarischen Umsetzung wird die SPD-
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Fraktion auf eine gerechte Ausgestaltung der 

Gaspreisbremse achten. 

 

Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD) bezeich-

nete die Vorschläge der Gaspreis-Kommis-

sion als „sehr, sehr gute Grundlage“, um die 

Preise wie von der Bundesregierung ange-

strebt zu senken. Es sei „die allererste Auf-

gabe, dass die Ausgaben für fossile Roh-

stoffe auf ein erträgliches Maß sinken“, so 

Scholz. 

 

 

Wohngeld 

 

Mehr Wohngeld für mehr 

Berechtigte 
 

Mit der größten Wohngeld-Reform seit 57 

Jahren soll Menschen mit niedrigen Ein-

kommen gezielt geholfen werden. 

 

Viele Menschen machen sich angesichts der 

steigenden Energiepreise Sorgen, ob sie ihre 

hohen Wohnnebenkosten zahlen können. 

Damit im Winter keiner in der kalten Wohnung 

sitzt, wird das Wohngeld verdoppelt – und 

der Kreis der Berechtigten verdreifacht. 

Statt 600.000 profitieren künftig zwei Milli-

onen Haushalte. 

 

Durch eine dauerhafte Heizkostenkompo-

nente, die von der Wohngeldberechtigung 

automatisch erfasst wird,  werden die 

Energiekostensteigerungen aufgefangen. 

Erstmals wird außerdem eine Klimakompo-

nente eingeführt, die zusätzliche Kosten auf-

grund von Klimaschutzmaßnahmen im Be-

stand und Neubau abfedert. Insgesamt steigt 

damit das Wohngeld im Schnitt von 180 auf 

370 Euro im Monat. Die Reform wurde in die-

ser Woche im Bundestags erstmals beraten. 

 

 

Die wichtigsten Fragen: 

 

Was ist das Wohngeld? 

Es ist quasi ein staatlicher Zuschuss zur 

Miete für Menschen mit kleinen Einkommen. 

Auch wer eine Eigentumswohnung oder ein 

Haus und zugleich wenig Geld hat, kann Un-

terstützung bekommen. Das gilt aber nur, 

wenn man keine anderen Sozialleistungen er-

hält, bei denen die Wohnkosten bereits be-

rücksichtigt sind, also Arbeitslosengeld II, So-

zialgeld oder Bafög. 

Aktuell beziehen in Deutschland rund 

600.000 Haushalte in Deutschland Wohn-

geld. 40 Prozent der Wohngeldbeziehenden 

sind Familien (insbesondere Alleinerzie-

hende), 48 Prozent sind Haushalte von Rent-

ner:innen. 

Für die Anträge und die Auszahlung sind die 

Länder beziehungsweise Gemeinden zustän-

dig. 

 

Wer kann Wohngeld bekommen? 

Ob man wohngeldberechtigt ist, hängt von ei-

ner komplizierten Rechnung ab - eine einfach 

zu merkende Einkommensschwelle gibt es 

nicht. Ob man berechtigt ist, hängt von Haus-

haltsgröße, dem Einkommen und den Wohn-

kosten ab. Grundsätzlich gilt: Wenn niedrige 

Einkommen auf hohe Wohnkosten treffen, 

lohnt es sich, den Anspruch zu prüfen. Ob 

man Wohngeld bekommen könnte, kann 

man online mit dem Wohngeld-Rechner 

des Ministeriums ausrechnen lassen. Wer 

den neuen Mindestlohn oder eine Rente in 

vergleichbarer Höhe erhält, wird voraussicht-

lich profitieren. 

 

Was kostet das den Staat? 

Das Bauministerium rechnet für das kom-

mende Jahr mit Kosten von mehreren Milliar-

den Euro. Vorgesehen ist, dass Bund und 

Länder je etwa die Hälfte übernehmen, denn 

schon jetzt teilen sie sich die Kosten für das 

Wohngeld. 
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Was wird wegen der Heizkosten zusätzlich 

unternommen? 

Für all diejenigen, die jetzt schon Wohngeld 

bekommen, soll es kurzfristig einen weiteren 

Heizkostenzuschuss geben. Es sollen alle 

profitieren, die zwischen September und 

Ende Dezember mindestens einen Monat 

lang wohngeldberechtigt sind. Dazu kommen 

Bafög-Empfänger:innen und Auszubildende 

mit staatlicher Unterstützung. Für Studie-

rende und Azubis gibt es einen Pauschalbe-

trag von 345 Euro, bei allen anderen richtet 

sich der Zuschuss nach der Haushaltsgröße: 

Wer allein lebt, bekommt 415 Euro, zu zweit 

gibt es 540 Euro - und für jede weitere Person 

noch einmal 100 Euro dazu. 

Mieter:innen, die ihre Nebenkostenvoraus-

zahlungen nicht sofort zahlen können, wer-

den besonders geschützt und Strom- und 

Gassperren vermieden. 

 

 

Hohe Energiepreise 

 

300 Euro für Rentner:in-

nen 
 

Auch Rentner:innen und Pensionär:innen 

sollen Unterstützung über eine Energie-

pauschale bekommen. Die Auszahlung er-

folgt automatisch, voraussichtlich am 15. 

Dezember. 

 

Angesichts der steigenden Energie- und Le-

benshaltungskosten ist im dritten Entlas-

tungspaket eine Einmalzahlung für Rent-

ner:innen sowie Pensionär:innen des Bundes 

vorgesehen. In dieser Woche ist das Gesetz 

vom Bundestag in erster Lesung auf den Weg 

gebracht worden.  

 

Die Pauschale beträgt 300 Euro und ist 

steuerpflichtig, sie wird nicht auf Sozialleis-

tungen angerechnet. Anspruch darauf hat, 

wer in Deutschland wohnt und am Stichtag 1. 

Dezember 2022 Anspruch auf eine Alters-, 

Erwerbsminderungs- oder Hinterbliebenen-

rente oder auf Versorgungsbezüge nach dem 

Beamten- oder dem Soldatenversorgungsge-

setz hat. 

 

Die Auszahlung erfolgt automatisch durch 

die Rentenzahlstellen und die Versorgungs-

bezüge zahlenden Stellen voraussichtlich am 

15. Dezember. 

 

Der Gesetzesentwurf sieht außerdem vor, 

dass die Obergrenze für sogenannte Mi-

dijobs – also der Übergangsbereich, in dem 

Arbeitnehmer:innen geringere Sozialbeiträge 

zahlen – von 1.600 auf 2.000 Euro angeho-

ben wird. Die Rentenansprüche reduzieren 

sich dadurch nicht. 

 

Besonders Geringverdienende profitieren 

von dieser Neuregelung, da ihnen so mehr 

Netto vom Brutto bleibt. Außerdem wird 

durch die Erhöhung der Obergrenze der An-

reiz erhöht, auch über einen Minijob hinaus 

erwerbstätig zu sein. 
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